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ausbezahlt werden mussten. Auch der 4. Musterstuhl, der
erst im Budget pro 1908/09 aufgeführt ist und durch die
Bundes-Subveution gedeckt wird, wurde mit za. Fr. 1050
schon bezahlt. Das gemachte Anlehen kann nun im neuen
Rechnungsjahr gedeckt werden. Vom Beitrag des Fabri-
kantenverbandes und dem Staatsbeitrag bleiben je Fr. 1030,
der Beitrag der Handschin-Stiftung vollständig zur Unter-
Stützung von Posamenterlehrlingen reserviert. Ein Spar-
kassabüchlein im Betrage von Fr. 31.15 rührt her von
einem Geschenk aus Gelterkinden als Fonds zur Gründung
einer Krankenkasse.

(Fortsetzung folgt.)

Revision des Schweiz. Obligationenrechtes.
Neben der Revision des Eidgen. Fabrikgesetzes, die in
den „Mitteilungen" mehrfach zur Sprache gekommen ist,
läuft diejenige des Obligationenrechtes. Das neue Obliga-
tionenrecht bringt Bestimmungen über den Dienstver-
trag, die sich als eine Ergänzung des Fabrikgesetzes
darstellen und für den Industriellen von weittragender
Bedeutung sind. Uebungsgemäss haben die Verhandlungen
und Entwürfe einer Expertenkommission, die Grundlage
für den Gesetzesentwurf des Bundesrates (vom 1. Juni 1909)

abgegeben. Eine erste Korrektur hat dieser Entwurf durch
die Kommission des Nationalrates erfahren ; der National-
rat selbst hat in seiner eben zu Ende gegangenen Herbst-
session wenig Aenderungen vorgenommen. Besonderes In-
teresse beansprucht die Tatsache, dass der Tarifvertrag
nunmehr eine gesetzliche Sanktion erhalten hat; es hat
zwar diese Form des Kollektivvertrages zwischen einer
Mehrheit von Arbeitgebern und einer Mehrheit von Ar-
beitnehmern, bisher in der Grossindustrie wenig Anklang
gefunden und in der Textilindustrie ist sie so gut wie
unbekannt (eine Ausnahme macht die Beuteltuchweberei),
im Gewerbe dagegen begegnet man einer grösseren Anzahl

von Tarifverträgen. Ob diese Vertragsart, die direkt der

Organisation der Arbeitgeber und der Arbeiter ruft, alle
die Vorteile bietet, die ihr nachgesagt werden, bleibe da-

hingestellt; sie hat sich nun einmal Bahn gebrochen

und, wenn die Gesetzgebung darauf Rücksicht nimmt, und
sie mit gewissen Garantien umgiebt, die allerdings nicht
nur zu gunsten der Arbeitnehmer lauten sollten, so wird
man dies begrüsscn dürfen.

Die Vorlage des Nationalrates bestimmt, dass der

Inhalt des Dienstvertrages durch Vertrag von Arbeitgebern
oder Arbeitgeberverbänden mit Arbeitern oder Arbeitneh-
merverbänden festgestellt werden kann und dass solche

Verträge zu ihrer Gültigkeit der schriftlichen Form be-

dürfen. Haben sich die Parteien über die Dauer des Tarif
Vertrages nicht geeinigt, so kann derselbe nach Ablauf
eines Jahres jederzeit auf sechs Monate gekündigt werden.

Dienstverträge, die von einem auf einen Tarifvertrag ver-
pflichteten Arbeitgeber abgeschlossen werden, sind, soweit

sie dem Inhalt dieses Tarifvertrages widersprechen, un-

gültig. Die nichtigen Bestimmungen werden durch die-

jenigen des Tarifvertrages ersetzt.
Der Dienstvertrag des neuen Obligationenrechtes sieht

auch ein Recht auf Arbeit vor, indem der Dienst-

Pflichtige auf Stücklohn oder im Akkord, der während der

vertraglichen Arbeitszeit ausschliesslich für einen Dienst-

herrn_^ arbeitet, für die Dauer des Vertragsverhältnisses

darauf Anspruch hat, dass ihm genügende Arbeit zuge-
wiesen oder, soweit dies nicht geschieht, der daraus ent-
stehende Schaden ersetzt werde. Diese Schadenersatzpflicht
soll immerhin auf die Fälle beschränkt werden, wo der
Dienstherr gegen Treu und Glauben dem Dienstpflichtigen
nicht genügend Arbeit zuweist.

Von Bedeutung für Industrielle, die ihre Angestellten
und Arbeiter in irgend einer Form am Gewinn des
Unternehmens beteiligen, ist die Bestimmung, wo-
nach der Dienstherr alsdann den Dienstpflichtigen über
Gewinn und Verlust die nötigen Aufschlüsse zu geben,
und ihnen soweit erforderlich Einsicht in die Geschäfts-
bûcher zu gewähren hat.

Neu ist die Bestimmung, laut welcher der décompte,
wenn nichts anderes verabredet oder üblich ist, nicht mehr
als Konventionalstrafe, sondern nur als zur Deckung des
Schadens hinterlegt, bezeichnet wird. Will der Arbeit-
geber den décompte, wie dies allgemein üblich ist, als
Konventionalstrafe aufgefasst wissen, so wird er dies aus-
drücklich im Vertrag mit dem Arbeiter festlegen müssen.
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Französische Zolltarifrevision. In den franzö-
sischen politischen Kreisen wird angenommen, dass der neue
Tarif bis Ende Dezember in der Deputiertenkammer durch -

beraten sein wird und im Januar nächsten Jahres im
Senat zur Verhandlung kommt, um Ende Mai 1910 in
Kraft zu treten. Man will damit den Vereinigten Staaten

gegenüber gerüstet sein, die — nach vorangegangener
dreimonatlicher Ankündigung — vom 1. April an ihren
Maximaltarif (Zuschlag von 25 Prozent) den Ländern ge-
genüber zur Anwendung bringen können, die, der Auf-
fassung des Präsidenten nach, Erzeugnisse der Union un-
günstiger behandeln, als solche der andern Staaten.

Der französische Ministerrat hat zu den Abänderungs-
anträgen der Zollkomission Stellung genommen und in
Bezug auf die Seidengewebe, in Uebereinstimmung
mit der früheren Regierung beschlossen, an den bestehen-
den Zöllen festzuhalten.

Unterwerfung bei der Verzollung nach
Australien. Nach zuverlässigen Mitteilungen wird in
Australien gegenwärtig viel über Unterwertungen bei Ver-
zollungen und falsche Angaben in den Fakturen geklagt.
Es ist infolgedessen anzunehmen, dass die australischen
Zollbehörden die deklarierten Werte in Zukunft besonders

scharf prüfen werden und es sollten die Vorschriften für
die Bewertung der Waren (vgl. „Mitteilungen" No. 9,

Anfang Mai 1909) im Gebiet des australischen Bundes

genau innegehalten werden.

Bevorstehende Zolltarifrevision in Holland.
Die holländische Regierung soll beabsichtigen, zur Deckung
des Defizites der Staatsrechnung, in nächster Zeit eine

Revision des Zolltarifs im Sinne einer allgemeinen Er-
höhung der Eingangszölle um 30 Prozent vorzunehmen.
Da gegenwärtig Textilwaren aller Art einem Einfuhrzoll
von 5 Prozent vom Wert unterworfen sind, so würde in
Zukunft der Ansatz 6 '/s Prozent betragen.
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